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A. Bekanntmachungen des Landkreises

B. Bekanntmachungen der Städte, Gemeinden und
Zweckverbände

78.

SATZUNG
über die Erhebung von Vergnügungssteuer

in der Stadt Otterndorf, Landkreis Cuxhaven

Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.
Oktober 2810 (Nds. GVBl. S. 576) und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersäch-
sischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung der Neube-
kanntmachung vom 23. Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 41), jeweils in der
zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Otterndorf in seiner Sit-
zung am 12. März 2012 folgende Vergnügungssteuersatzung beschlos-
sen:

§ 1
Steuergegenstand, Besteuerungstatbestand

1. Gegenstand dieser Steuer ist das Halten von Spiel-, Geschicklich-
keits- und Unterhaltungsapparaten und -automaten einschließlich der
Apparate und Automaten zur Ausspielung von Geld und Gegenstän-
den (Spielgeräte) in Spielhallen und ähnlichen Unternehmen im Sin-
ne des § 33i der Gewerbeordnung (GewO) und darüber hinaus von
allen Spielgeräten mit und ohne Gewinnmöglichkeit an allen anderen
Aufstellorten, soweit sie der Öffentlichkeit im Satzungsgebiet zu-
gänglich sind und entgeltlich genutzt werden. Als Spielapparate gel-
ten insbesondere auch Personalcomputer, die überwiegend zum indi-
viduellen Spielen oder zum gemeinsamen Spielen in Netzwerken
oder über das Internet verwendet werden.

2. Entgelt ist alles was für die Benutzung eines Spielgerätes nach Ab-
satz 1 aufgewandt wird.

§ 2
Steuerfreiheit

Steuerfrei ist die entgeltliche Benutzung 
a. von Spielgeräten auf Jahrmärkten, Volksfesten oder ähnlichen

Veranstaltungen,
b. von Spielgeräten ohne Gewinnmöglichkeiten, die nach ihrer

Bauart ausschließlich zur Benutzung durch Kleinkinder bestimmt
oder geeignet sind,

c. der Betrieb von Geräten in Einrichtungen, die der Spielbankab-
gabe unterliegen.

§ 3
Steuerpflichtiger

1. Steuerpflichtig ist der Betreiber des Spielgerätes. Betreiber ist derje-
nige, dem die Einnahmen zufließen. Mehrere Betreiber sind Gesamt-
schuldner.

2. Steuerpflichtig sind auch
a. der Besitzer der Räumlichkeiten in denen die Spielgeräte aufge-

stellt sind, wenn er an den Einnahmen oder dem Ertrag aus dem
Betrieb des Spielgerätes beteiligt ist oder für die Gestattung der
Aufstellung ein Entgelt erhält und

b. der wirtschaftliche Eigentümer der Spielgeräte.

§ 4
Beginn und Ende der Steuerpflicht

1. Die Steuerpflicht beginnt mit der Inbetriebnahme eines Spielgerätes
an einem der in § 1 Abs. 1 genannten Aufstellorte.

2. Die Steuerpflicht endet, wenn das Spielgerät endgültig außer Betrieb
gesetzt wird.

3. Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalendermonats,
so ist dieser bei Spielgeräten, die nach § 6 Abs. 1 Satz 2 zu besteuern
sind, mitzurechnen.

§ 5
Entstehung und Fälligkeit der Steuerschuld

Die Steuer wird als Monatssteuer festgesetzt und erhoben und ist einen
Monat nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zur Zahlung fällig.
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§ 6
Bemessungsgrundlage

1. Für Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit bemisst sich die Steuer nach
dem einmal monatlich abzulesenden Einspielergebnis. Für alle übri-
gen Geräte im Sinne von § 1 Abs. 1 wird die Steuer als Pauschalsteu-
er nach § 7 Abs. 2 erhoben,

2. Als Einspielergebnis für Spielgeräte nach Absatz 1 Satz 1 gilt die
durch manipulationssichere Zählwerke auszulesende Bruttokasse. Sie
errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse (inklusive der
Veränderungen der Röhreninhalte), abzüglich Nachfüllungen,
Falschgeld und Fehlgeld (Saldo 2). Bei Verwendung von Chips, To-
ken und dergleichen ist der hierfür maßgebliche Geldwert zugrunde
zu legen. Das negative Einspielergebnis eines Gerätes ist mit dem
Wert 0,00 € anzusetzen.

3. Spielgeräte mit manipulationssicheren Zählwerken sind Geräte, deren
Software die Dateien lückenlos und fortlaufend aufzeichnen (wie z.B.
Aufstellort, Gerätenummer, Gerätename, Zulassungsnummer, fort-
laufender Nummer des jeweiligen Ausdrucks, Datum der letzten Kas-
sierung, elektronisch gezählte Kasse, Röhreninhalte, Auszahlungs-
quoten, tägliche Betriebsstunden, tägliche Spielzeit am Gerät, Anzahl
der entgeltpflichtigen Spiele, Freispiele usw.).

4. Hat ein Spielgerät mehrere Spiel-, Geschicklichkeits- oder Unterhal-
tungseinrichtungen, die unabhängig voneinander zeitgleich ganz oder
teilweise nebeneinander bespielt werden können, so gilt jede dieser
Einrichtungen als Spielgerät. 

5. Der Steuerschuldner hat alle Unterlagen, aus denen die Bemessungs-
grundlagen hervorgehen, entsprechend den Bestimmungen des § 147
Abgabenordnung (AO) aufzubewahren.

§ 7
Steuersätze

1. Für Spielgeräte nach § 6 Abs. 1 Satz 1 (Geräte mit Gewinnmöglich-
keit) beträgt die Steuer
a. in Spielhallen und ähnlichen Unternehmen im Sinne von § 33 i

GewO 11 v. H. der Bruttokasse (§ 6 Abs. 2); 
b. an anderen Aufstellorten 6 v. H. der Bruttokasse (§ 6 Abs. 2).

2. Die für Spielgeräte nach § 6 Abs. 1 Satz 2 (Geräte ohne Gewinnmög-
lichkeit) festzusetzende Pauschalsteuer beträgt je Gerät und angefan-
genem Kalendermonat
a. in Spielhallen und ähnlichen Unternehmen

im Sinne von § 33 i GewO 18,00 €
b. an anderen Aufstellorten 11,00 €
c. für Musikautomaten 11,00 €
d. für Gewaltspielgeräte und sonstige

nicht jugendfreie Unterhaltungsgeräte 77,00 €

§ 8
Besteuerungsverfahren

1. Der Steuerschuldner hat für Spielgeräte nach § 6 Abs. 1 Satz 1 bis
zum 10. Tag nach Ablauf eines Kalendermonats (Steueranmeldezeit-
raum) eine Steuererklärung auf einem von der Stadt Otterndorf vor-
geschriebenem Vordruck abzugeben. Der letzte Tag des jeweiligen
Kalendermonats ist als Auslesetag der elektronisch gezählten Brutto-
kasse zugrunde zu legen. Für den Folgemonat ist lückenlos an den
Auslesezeitpunkt (Tag und Uhrzeit des Ausdrucks) des Auslesetages
des Vormonats anzuschließen. Diese Steuererklärung wirkt als Steu-
eranmeldung im Sinne des § 150 Abs. 1 Satz 3 der Abgabenordnung
(AO). Die Stadt Otterndorf setzt die Steuer in einem schriftlichen Be-
scheid fest.

2. In den Fällen der Besteuerung von Geräten nach § 6 Abs. 1 Satz 2 ist
die Steuererklärung bis zum 10. Tag nach Ablauf eines Kalendermo-
nats der Stadt Otterndorf formlos abzugeben. Die Stadt Otterndorf
setzt die Steuer durch schriftlichen Bescheid fest. Im Bescheid kann
bestimmt sein, dass er auch für zukünftige Zeitabschnitte gilt, wenn
sich die Berechnungsgrundlagen und der Steuerbetrag nicht ändern.
Bei Änderung der Besteuerungsgrundlagen muss eine berichtigende
Steuererklärung erfolgen, worauf hin die monatlich zu entrichtende
Steuer neu festgesetzt wird.

3. Gibt der Steuerschuldner die Steuererklärung nicht, nicht rechtzeitig
oder unvollständig ab oder hat er die Steuern nicht richtig berechnet,
so wird die Steuer durch Bescheid festgesetzt. Dabei ist die Stadt Ot-

terndorf berechtigt, die Besteuerungsgrundlagen zu schätzen (§ 162
AO). Bei verspäteter Abgabe wird ein Verspätungszuschlag (§ 152
AO) festgesetzt.

§ 9
Anzeigepflicht

1. Der Betreiber hat die erstmalige Inbetriebnahme eines Spielgerätes
(§ 1 Abs. 1) hinsichtlich seiner Art und der Anzahl der Spielgeräte an
einem Aufstellort bis zum 10. Tag des folgenden Kalendermonats an-
zuzeigen. Die Anzeige muss die Bezeichnung des Gerätes, den Auf-
stellort, den Zeitpunkt der Inbetriebnahme und bei Geräten mit Ge-
winnmöglichkeit zusätzlich die Zulassungsnummer enthalten.

2. Die Anzeigepflichten nach Abs. 1 gelten auch bei jeder den Spielbe-
trieb betreffenden Veränderung und der Außerbetriebnahme von
Spielgeräten.

3. In Fällen der Anzeigepflicht zu Geräten nach § 6 Abs. 1 Satz 2 gilt
als Tag der Außerbetriebnahme bei nicht rechtzeitig abgegebener An-
zeige frühestens der Tag der Anzeige. Tritt im Laufe eines Kalender-
monats an die Stelle eines der in § 6 Abs. 1 Satz 2 genannten Geräte
im Austausch ein gleichartiges Gerät, so gilt für die Besteuerung das
ersetzte Gerät als weitergeführt.

§ 10
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften

1. Die Stadt Otterndorf ist berechtigt, zur Nachprüfung der Steueran-
meldung (Steuererklärung) und zur Festsetzung von Steuertatbestän-
den ohne vorherige Anmeldung die Aufstellorte zu betreten, Ge-
schäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage aktueller Zählwerks-
ausdrucke (§ 1 Abs. 4) zu verlangen.

2. Außenprüfungen nach § 193 ff. AO bleiben vorbehalten.

3. Der Steuerschuldner ist verpflichtet, bei der Überprüfung und der
Außenprüfung dem von der Stadt Otterndorf Beauftragten unentgelt-
lichen Zutritt zu den Veranstaltungs- und Geschäftsräumen zu gestat-
ten, alle für die Besteuerung bedeutsamen Auskünfte zu erteilen, so-
wie Räumlichkeiten, Zählwerksausdrucke und Geschäftsunterlagen,
die für die Besteuerung von Bedeutung sind, zugänglich zu machen.

§ 11
Datenverarbeitung

1. Die zur Ermittlung der Steuerpflichtigen, zur Festsetzung, Erhebung
und Vollstreckung der Vergnügungssteuer nach dieser Satzung erfor-
derlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten werden von
der Stadt Otterndorf gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 10 Abs.1 des Nie-
dersächsischen Datenschutzgesetzes (NDSG) in Verbindung mit § 11
des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) und den
dort genannten Bestimmungen der Abgabenordnung (AO) erhoben
und verarbeitet. Die Datenerhebung beim Finanzamt, beim Amtsge-
richt (Handelsregister), beim Katasteramt und bei den für das Ein-
wohnermeldewesen, Bauwesen, Ordnungsrecht sowie Finanzwesen
zuständigen Stellen erfolgt, soweit die Sachverhaltsaufklärung durch
den Steuerpflichtigen nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg ver-
spricht (§ 93 Abs. 1 Satz 3 AO).

2. Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zweck
der Steuererhebung nach dieser Satzung oder zur Durchführung eines
anderen Abgabenverfahrens, das denselben Abgabenpflichtigen be-
trifft, verarbeitet werden. Zur Kontrolle der Verarbeitung sind techni-
sche und organisatorische Maßnahmen des Datenschutzes und der
Datensicherheit nach § 7 Abs. 2 NDSG getroffen worden.

§ 12
Ordnungswidrigkeiten

Verstöße gegen §§ 8, 9 und 10 dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten
nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Niedersächsischen Kommunalabgabengeset-
zes. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 €
geahndet werden. 

§ 13
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2012 in Kraft. 
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Gleichzeitig tritt die Vergnügungssteuersatzung der Stadt Otterndorf vom
17. Dezember 1985 außer Kraft.

Otterndorf, den 12. März 2012
Stadt Otterndorf

Johannßen Zahrte
Bürgermeister (L.S.) Stadtdirektor
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79.

ERSTE SATZUNG
vom 27. Februar 2012 zur Änderung der Satzung

für die Freiwillige Feuerwehr in der 
Samtgemeinde Bederkesa, Landkreis Cuxhaven 

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds.
GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Oktober 2011
(Nds. GVBl. S. 353), und der §§ 1 und 2 des Niedersächsischen Gesetzes
über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuerwehren
(NBrandschG) vom 08. März 1978 (Nds. GVBl. S. 233), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBl. S. 353),
hat der Rat der Samtgemeinde Bederkesa in seiner Sitzung am 27. Febru-
ar 2012 folgende Satzung beschlossen:

Artikel I
Änderung der Satzung

§ 2 erhält folgende Fassung:

„Die Freiwillige Feuerwehr der Samtgemeinde Bederkesa wird von der
Gemeindebrandmeisterin oder dem Gemeindebrandmeister geleitet (§ 13
Abs. 1 NBrandSchG). Sie/Er ist im Dienst die/der Vorgesetzte der Mit-
glieder der Freiwilligen Feuerwehr. Bei der Erfüllung der Aufgaben ist
die von der Samtgemeinde erlassene „Dienstanweisung für Gemeinde-
und Ortsbrandmeister der Freiwilligen Feuerwehr” zu beachten. Im Ver-
hinderungsfalle erfolgt die Vertretung in allen Dienstangelegenheiten
durch die beiden stellvertretenden Gemeindebrandmeister.”

§ 5 Absatz 2 b) erhält folgende Fassung

„b) den beiden Stellvertretenden Gemeindebrandmeistern, den Orts-
brandmeisterinnen und den Ortsbrandmeistern und der Gemeindeju-
gendwartin oder dem Gemeindejugendwart, als Beisitzerinnen oder
Beisitzer kraft Amtes,”

Weiterhin wird die Anlage zur Satzung der Freiwilligen Feuerwehr in der
Samtgemeinde Bederkesa bezüglich der Grundsätze über die Organisati-
on der Jugendabteilung der Freiwilligen Feuerwehr in der Samtgemeinde
Bederkesa geändert.

Artikel II
Änderung der Anlage zur Satzung

§ 1 erhält folgende neue Fassung:

„Die Jugendabteilung der Freiwilligen Feuerwehr Bederkesa besteht aus
den Jugendabteilungen der Ortsfeuerwehren in der Samtgemeinde Beder-
kesa. Sie ist Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr der Samtgemeinde
Bederkesa.”

§ 3 Absatz 1 erhält folgende neue Fassung:

„(1) Die Jugendabteilung der Freiwilligen Feuerwehr Bederkesa wird von
der Gemeindejugendfeuerwehrwartin oder dem Gemeindejugendfeuer-
wehrwart geleitet. Gemeindejugendfeuerwehrwartin oder Gemeindeju-
gendfeuerwehrwart und Stellvertreterin oder Stellvertreter müssen aktive
Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr der Samtgemeinde sein; sie müs-
sen mit Erfolg an einem Gruppenführerlehrgang, an einem Jugendgrup-
penleiterlehrgang und vor allem an einem Lehrgang für Führungskräfte
der Jugendabteilung an einer Landesfeuerwehrschule teilgenommen ha-
ben. Gemeindejugendfeuerwehrwartin oder Gemeindejugendfeuerwehr-
wart und Stellvertreterin oder Stellvertreter werden auf Vorschlag der
Mehrheit der Jugendfeuerwehrwarte der Ortsfeuerwehren der Freiwilli-
gen Feuerwehr Bederkesa nach Anhörung des Gemeindekommandos von

der Gemeindebrandmeisterin oder dem Gemeindebrandmeister für die
Dauer von drei Jahren bestellt.”

Artikel III
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für
den Landkreis Cuxhaven in Kraft. Die bisherigen Regelungen treten
außer Kraft.

Bad Bederkesa, 27. Februar 2012 Samtgemeinde Bederkesa 
Sven Wojzischke

(L.S.) Samtgemeindebürgermeister

80.

DRITTE SATZUNG
der Gemeinde Mittelstenahe, Landkreis Cuxhaven,

vom 06. März 2012
zur Änderung der Gebührenordnung für die Benutzung 

des Kindergartens der Gemeinde Mittelstenahe
vom 22. Februar 2006

Aufgrund der §§ 10, 11, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG)) in der Fassung vom 17. Dezember
2010 (Nds. GVBl. S. 576) hat der Rat der Gemeinde Mittelstenahe in sei-
ner Sitzung am 06. März 2012 folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Satzung

Die Gebührenordnung für die Benutzung des Kindergartens der Gemein-
de Mittelstenahe vom 22. Februar 2006 wird wie folgt geändert:

§ 6 erhält folgende Fassung:

Die monatliche Gebühr beträgt 
• bei 5-tägiger Betreuung 105,00 €,
• bei 3-tägiger Betreuung 71,00 €,

Bei gleichzeitigem Besuch mehrerer Kinder eines/einer Sorgeberechtig-
ten werden folgende Beitragsermäßigungen gewährt:
• 5-tägig 2. Kind 41,00 € 
• 5-tägig 3. Kind und weitere 61,00 € 
• 3-tägig 2. Kind 27,50 € 
• 3-tägig 3. Kind und weitere 41,00 € 

Die Fälligkeit der Gebühren wird auf den 01. eines Monats festgesetzt.

§ 8 erhält folgende Fassung:

Die Gebühr ist monatlich für jeden Betreuungsmonat bis zum 01. des Be-
treuungsmonats zu zahlen (Fälligkeit). Die Sommerpause befreit nicht
von der Zahlungsverpflichtung.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. August 2012 in Kraft.

Mittelstenahe, den 06. März 2012 Gemeinde Mittelstenahe
Axel  Quast
Bürgermeister
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81.

HAUSHALTSSATZUNG
der Gemeinde Ringstedt, Landkreis Cuxhaven,

für das Haushaltsjahr 2012 

Auf Grund der §§ 58 und 112 ff der Niedersächsischen Kommunalverfas-
sung in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zu-
letzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 17. November 2011
(Nds. GVBl. S. 422) hat der Rat der Gemeinde Ringstedt in seiner Sit-
zung am 01. März 2012 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Jahr 2012 wird
im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
der ordentlichen Erträge auf 524.400 €
der ordentlichen Aufwendungen auf 524.400 €
der außerordentlichen Erträge 0 €
der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 €

im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 512.100 €
der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 478.300 €
der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 84.400 €
der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 93.100 €
der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 8.700 €
der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 €
festgesetzt.

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Haushaltsjahr 2012
zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men erforderlich ist, wird auf 0,- € festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 0,- € fest-
gesetzt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite
zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen
werden dürfen, wird auf 145.700,- € festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

a. für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
(Grundsteuer A) 430 v. H.

b. für Grundstücke (Grundsteuer B) 430 v. H.

2. Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 360 v. H.

§ 6

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen bis zu ei-
ner Höhe von 5.000,- € gelten als unerheblich im Sinne des § 89 der Nie-
dersächsischen Gemeindeordnung.

Ringstedt, den 01. März 2012 Gemeinde Ringstedt
Albohm

(L.S.) Bürgermeisterin

Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Ringstedt für das Haus-
haltsjahr 2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Die nach § 122 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-
setzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt

geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 17. November 2011 (Nds.
GVBl. S. 422), erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Cux-
haven am 20. März 2012 unter dem Aktenzeichen 15 01 07.8 erteilt wor-
den.

Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG in der Zeit
vom 02. April 2012 bis 12. April 2012 während der Dienststunden zur
Einsichtnahme im Gemeindebüro in Ringstedt und im Rathaus der Samt-
gemeinde Bederkesa öffentlich aus.

Ringstedt, den 29. März 2012 Gemeinde Ringstedt
Die Bürgermeisterin

Albohm

82.

SIEBTE SATZUNG
der Gemeinde Stinstedt, Landkreis Cuxhaven,

vom 01. März 2012
zur Änderung der Gebührenordnung für die Benutzung 

des Kindergartens der Gemeinde Stinstedt
vom 08. April 1999

Aufgrund der §§ 10, 11, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG)) in der Fassung vom 17. Dezember
2010 (Nds. GVBl. S. 576) hat der Rat der Gemeinde Stinstedt in seiner
Sitzung am 01. März 2012 folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Satzung

Die Gebührenordnung für die Benutzung des Kindergartens der Gemein-
de Stinstedt vom 08. April 1999 in der Fassung der Sechsten Änderungs-
satzung vom 23. September 2009 wird wie folgt geändert:

§ 6 erhält folgende Fassung:

Die monatliche Gebühr beträgt
• bei 5-tägiger Betreuung 105,00 €,
• bei 3-tägiger Betreuung 71,00 €,

Bei Inanspruchnahme des Früh- und Spätdienstes ist je Viertelstunde ein
Mehrbetrag von 5,00 € monatlich zu zahlen.

Die zusätzliche Gebühr für den Früh- bzw. Spätdienst wird zusammen
mit der Kindergartengebühr abgebucht.

Die Fälligkeit der Gebühren wird auf den 01. eines Monats festgesetzt.

§ 8 erhält folgende Fassung:

Die Gebühr ist monatlich für jeden Betreuungsmonat bis zum 01. des Be-
treuungsmonats zu zahlen (Fälligkeit). Die Sommerpause befreit nicht
von der Zahlungsverpflichtung.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. August 2012 in Kraft.

Stinstedt, den 01. März 2012 Gemeinde Stinstedt
Herbert  Pape
Bürgermeister

C. Bekanntmachungen sonstiger Körperschaften.


